
Info rmationsdienst der Christlich Demokratischen Union Deutschlands 

Union in 
Deutschland 

Bonn, den 7. Februar 1985 

Liebe Freunde, 
J*r 33. Bundesparteitag der CDU vom 20. bis 22. März wird einen Tag lang 

er Fragen der Gleichberechtigung von Mann und Frau diskutieren. Der 
^scheidende Grund dafür ist, daß in den letzten Jahrzehnten ein 

L biegender Bewußtseins- und Einstellungswandel der Frauen stattgefunden 
'.der noch nicht abgeschlossen ist. Insbesondere jüngere Frauen streben 
nächst eine gute Berufsausbildung und eine Erwerbstätigkeit an, ehe sie an 

fQ6 .     und an Kinder denken. Sie entscheiden sich nicht mehr ausschließlich 
r die Familie oder die Erwerbstätigkeit, sondern wollen häufig beides 

nöTnander verbinden. Die bisherigen Strukturen unserer Gesellschaft sind 
de K stark geprägt von der Vorstellung, die Aufgaben der Frau seien auf die 

r Mutter und Hausfrau und die Aufgaben des Mannes auf die der 
erufstätigkeit beschränkt. 

Fr 6«n "l-e'tsatzen der CDU für eine neue Partnerschaft zwischen Mann und 
g  u , die der Bundesvorstand am 4. Februar als Antrag an den 

ndesparteitag verabschiedet hat, ziehen wir Konsequenzen aus den 
stennderten Anforderungen, die Frauen an Politik, Wirtschaft und Gesellschaft 
p    en- Die Leitsätze und die offene Diskussion auf dem Parteitag, an der 500 
.    uen aus allen gesellschaftlichen Bereichen als Gäste teilnehmen werden, 

We'"sen: Die CDU macht Politik für die Frauen und mit den Frauen. 

[v en vergangenen Jahrzehnten sind erhebliche Fortschritte zur 
rchsetzung der Gleichberechtigung von Mann und Frau gemacht worden. 

p0 ®lts 1975 hat die CDU auf ihrem Mannheimer Parteitag wesentliche 
^   Gerungen zur rechtlichen und sozialen Gleichstellung der Frau 
alle     °Ssen' ^ie sie Jetzt a's führende Regierungspartei verwirklicht. Aber wir 
Ber

WlSSen' da^ es nacn wie vor zah'reiche Benachteiligungen von Frauen im 
CDU*' 'n der Familie und auch in der Politik gibt. Mit den Leitsätzen verfolgt die 
Uh das ^'el' die G|eicnDerechtigung zwischen Mann und Frau im 

erisalltag im wesentlichen zu erreichen. 
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Ohne eine Änderung im Bewußtsein und Verhalten von Männern und Frauen ist 
dieses Ziel nicht zu erreichen, denn der Gesetzgeber kann nicht alles 
bewirken. Gleichberechtigung muß gelebt werden. Die Mitglieder der CDU 
sollen darin ein Beispiel geben. 
Die CDU beweist mit den Leitsätzen erneut, daß sie auch als Regierungspartei 
programmatisch und konzeptionell führend ist und zukunftweisende Antworten 
auf drängende Fragen gibt. 
Schwerpunkte unseres Programms sind unter anderem: 
• Anerkennung der Gleichwertigkeit von Arbeit in Beruf und Familie 
• Erleichterungen für die Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
• verbesserte Rückkehrmöglichkeiten für Frauen und Männer in den Beruf 
• gleiche Ausbildungs- und Aufstiegschancen von Frauen im Beruf 
• eine stärkere Mitwirkung der Frauen in der gesellschafts- und 
parteipolitischen sowie in der parlamentarischen und ehrenamtlichen Arbeit 
Wir werden das gemeinsame Ziel einer neuen Partnerschaft zwischen Mann 
und Frau nur erreichen, wenn jedes Mitglied der CDU an seinem Platz und im 
Rahmen seiner Möglichkeiten dazu beiträgt. Wir alle, Männer und Frauen, 
werden von manchen liebgewordenen Vorstellungen Abschied nehmen 
müssen. Aber es war schon immer die Stärke der CDU als große Volkspartei, 
daß sie mutig und selbstbewußt Lösungsvorschläge für zentrale Probleme 
unserer Gesellschaft erarbeitet und durchgesetzt hat. 
Es ist nicht Aufgabe des Leitantrages, alle Fragen abschließend zu 
beantworten. Durch welche Institutionen die Gleichberechtigung am besten 
gefördert werden kann (Ziffer 43), hat der Bundesvorstand beispielsweise 
bewußt offen gelassen. 
Ich wünsche mir über die Leitsätze eine lebendige Diskussion auf allen Ebenen 
der Partei. Wir können durch den Stil der Diskussion beweisen, daß wir 
innerhalb unserer Partei die neue Partnerschaft zwischen Mann und Frau 
bereits praktizieren. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr 

(UA'CV/W   /VI'W/AJ 
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I. Präambel 
1. Das christliche Verständnis vom Menschen und die Grundwerte Freiheit, Solidarity 
und Gerechtigkeit, die nach dem Grundsatzprogramm Grundlage christlich-demokrat'' 
scher Politik sind, fordern die Gleichberechtigung der Frau. Die immer noch bestehend6 

Benachteiligung vieler Frauen im Lebensalltag widerspricht dem Auftrag des Grundge' 
setzes und ist mit den Prinzipien christlich-demokratischer Politik nicht vereinbar. Ohfl 
den Sachverstand und die Kreativität der Frauen kann unsere Gesellschaft die Heraüjj 
forderungen nicht bestehen, die an eine moderne und humane Industrienation geste 
werden. Die CDU ist davon überzeugt, daß das Ziel einer Gesellschaft mit mensch11' 
ehern Gesicht eher erreicht werden kann, wenn Frauen auf allen Ebenen und in allen 0e 

reichen an verantwortlicher Stelle mitwirken. Die Verwirklichung der Gleichberechtigt* 
und ein neues Verständnis von Partnerschaft zwischen Mann und Frau sind dafür d' 
Voraussetzungen. Partnerschaft bedeutet, daß Mann und Frau sich gegenseitig in ihre'J 
Eigenwert anerkennen, füreinander verantwortlich sind und ihre Aufgaben innerhalb un 

außerhalb der Familie gleichberechtigt vereinbaren. 
2. In den letzten Jahrzehnten sind erhebliche Fortschritte zur Durchsetzung der Gle'cf1 

berechtigung von Mann und Frau gemacht worden. Die Frauenbewegung hat daran e 

nen entscheidenden Anteil. Die CDU hat auf ihrem Mannheimer Parteitag 1975 wesenj 
ehe Forderungen zur rechtlichen und sozialen Gleichstellung der Frau beschlossen, d' 
sie jetzt als führende Regierungspartei verwirklicht. Die CDU als die große deutsC"1 

Volkspartei setzt sich zum Ziel, die Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau im J-, 
bensalltag bis zum Ende dieses Jahrhunderts im wesentlichen zu erreichen. Die CD 
wird dafür die rechtlichen und sozialen Bedingungen schaffen. Der Gesetzgeber k*1 

aber nicht alles bewirken, denn Gleichberechtigung muß gelebt werden. Die Mitgüed 

der CDU sollen darin ein Beispiel geben. 
Christlich-demokratische Politik will Wahlfreiheit für Frauen und Männer. Sie will die V° 
aussetzungen dafür schaffen, daß ihnen in der Arbeitswelt, in der Familie und im 9e5^ 
schaftlichen Bereich die gleichen Möglichkeiten zur Gestaltung ihres Lebens offen* 

hen' • Her 
3. In dauerhafter gegenseitiger Bindung sollen Eltern verläßliche Partner der Kin°^ 
sein. Wer sich für Kinder entscheidet, übernimmt für sie Verantwortung und Pflicht^ 
denen er sich nicht entziehen darf. Eltern tragen gemeinsam und in gleichem Maße 
Verantwortung für ihre Kinder. Partnerschaft bewährt sich auch darin, wie Eltern 
Aufgaben der Erziehung, der Haushaltsführung und der Erwerbstätigkeit unter sich a 
teilen. 
Die Zuweisung von Rationalität und fachlicher Leistung zum Beruf und die Zuweis 

pal'' 
von sozialen Tugenden und persönlicher Zuwendung zur Familie ist überholt. Ratio 
tat, fachliche Leistung, soziale Tugenden und persönliche Zuwendung werden im 
rufsieben und in der Familie gleichermaßen verlangt. Eine ganzheitliche Entfaltung    f 

Persönlichkeit wird begünstigt, wenn Jungen und Mädchen in der Familie und in 
Ausbildung, wenn Männer und Frauen in Ehe und Beruf die Anforderungen und Be 
gungen beider Bereiche erleben. So wird auch partnerschaftliches Verhalten geförde • 

4. Die CDU lehnt eine Politik ab, die Frauen oder Männer auf bestimmte Rollen feSJ|*L 
oder die Unterschiede zwischen Mann und Frau nicht wahrhaben will. Es ist der A 
druck eines überholten Denkens, die Aufgaben der Frau auf die der Mutter und Ha 
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u und die Aufgaben des Mannes auf die der Berufstätigkeit beschränken zu wollen. 
ke't'St d6r Fenler von Sozialisten, den Wert der Frau einseitig von ihrer beruflichen Tätig- 
^ abhängig zu machen. Es ist der Fehler von radikalen Feministinnen, sich in einen 
de nJIerfre'en Schonraum zurückzuziehen und vom Matriarchat zu träumen. Ein Kampf 
We scnlecnter>in dem die eine Seite gewinnt, was die andere verliert, kann ebenso- 
Unri'k •C''e '-°sun9 se'n- wie d'e Verordnung eines starren Leitbildes, nach dem Frauen 

Männern die Gestaltung ihres persönlichen Lebensweges vorgeschrieben wird. 
Ql . ^ne eine Änderung im Bewußtsein und Verhalten von Männern und Frauen ist 
^'chberechtigung im Lebensalltag nicht zu erreichen. Alle in unserer Gesellschaft 

sen wissen, daß dieses Ziel nur dann erreicht wird, wenn sie es als eigene Aufgabe 
aesffen Und sicn Persönlicn engagieren. Das gleiche gilt für die großen und starken 
pa 

e"schaftlichen Gruppen. Wenn sich einerseits wesentlich mehr Frauen in politischen 
l^n

e,en:in bedien und Verbänden engagieren und wenn andererseits wesentlich mehr 
gu 

nerim Haushalt und in der Familie mehr Aufgaben übernehmen, ist Gleichberechti- 
gt^ ter zu verwirklichen. Frauen und Männer müssen dazu bessere Chancen er- 

n; sie müssen aber die gegebenen Chancen auch besser nutzen als bisher. 

I" Frauen in Beruf und Familie 
*eh 'e ^esellscnaft der Bundesrepublik Deutschland hat sich in den vergangenen Jahr- 
prai?ten tief9reifend verändert. Vom gesellschaftlichen Wandel sind vor allem auch die 
Werh

en betroffen. Fast alle Frauen sind heute zumindest eine Zeitlang in ihrem Leben er- 
dje 

stati9- Die meisten entscheiden sich nicht mehr ausschließlich für die Familie oder 
heir /^^tätigkeit, sondern wollen beides miteinander verbinden. Der Anteil der ver- 
Pe|t en Frauen an den Erwerbstätigen hat sich in den letzten Jahrzehnten verdop- 
fac/ 

der Anteil der erwerbstätigen Mütter mit Kindern unter 15 Jahren hat sich verdrei- 
ha)t . Frauen arbeiten heute nicht nur deshalb, weil sie einen Beitrag zum Lebensunter- 
Tatj ,er Familie leisten müssen. Sie wollen in der Regel arbeiten, weil sie Freude an der 
$o2? | und am K°ntakt zu anderen Menschen haben, weil sie sich eine eigenständige 
l6   

ae Sicherung erarbeiten und sich ein Mindestmaß an Unabhängigkeit sichern wol- 

die .ne w'chtige Voraussetzung für die Gleichberechtigung zwischen Mann und Frau ist 
Vje|e p

erkennung der Gleichwertigkeit der Arbeit im Beruf und der Arbeit in der Familie. 
sich rauen und zunehmend auch Männer sind eine Zeitlang nicht erwerbstätig, weil sie 
QeSe?anz ihre'' Familie widmen wollen. Hausarbeit und Kindererziehung sind für unsere 
che ' chaft unverzichtbar. Die CDU tritt dafür ein, daß die Arbeit in der Familie entspre- 
Hern anerkannt und sozial abgesichert wird. Es ist die freie Entscheidung von Ehepart- 
daß 'Wie sie Erwerbsarbeit, Hausarbeit und Kindererziehung unter sich aufteilen, ohne 

0ri außen bestimmte Aufgaben dem Mann oder der Frau zugeordnet werden. 

^ und Familie 
lie. r^S Grundgesetz verpflichtet den Staat zum besonderen Schutz von Ehe und Fami- 
b0rg 

e ^he ist auf Dauer angelegt und gibt den Ehepartnern und ihren Kindern Halt, Ge- 
in derp6'1 Und ver|äßliche Lebensbedingungen. Partnerschaft und Gleichberechtigung 
Scriaf> • S'nd neute grundlegende Voraussetzungen für eine dauerhafte Ehegemein- 
^ins h'6'' S'Cn die Erwartun9en an die Ehe geändert haben. Nichteheliche Lebensge- 

°haften können die Institution der Ehe nicht ersetzen. 
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9. Während gegenwärtig junge Menschen der Ehe zunehmend skeptisch gegenübe 
stehen, haben sie gegenüber der Familie eine unverändert positive Einstellung. Spa1*1 

stens mit Blick auf die Kinder wird die Ehe als notwendig empfunden. Die Familie ist 8 
Lebens- und Erziehungsgemeinschaft der erste und wichtigste Ort individueller Ge&° 
genheit und Sinnvermittlung. Jedes Kind hat ein Recht auf persönliche Zuwendung, &J 
gleitung und Liebe seiner Eltern. Diese Zuwendung kann ihm nur gegeben werde 
wenn Mutter und Vater sich ihrem Kind in den ersten Lebensjahren intensiv widme 
Kinder sind eine Bereicherung des Lebens, die nicht mit finanziellen Maßstäben gerne 
sen werden kann. Wenn ein Elternteil auf eine Erwerbstätigkeit verzichtet, nimmt die' 
milie berufliche und materielle Nachteile in Kauf. Eine Aufgabe der Familienpolitik iste _ 
soziale Nachteile und finanzielle Einbußen der Familie im Rahmen der Möglichkeit 
auszugleichen. 

10. Mit den Beschlüssen über ein Erziehungsgeld ab 19B6 und der Anrechnung von * 
Ziehungszeiten in der Rentenversicherung ist eine langjährige Forderung der CDU el 

gelöst und ein erster wichtiger Beitrag zur Anerkennung der Arbeit in der Familie gel* 
stet worden. Für die Dauer des Jahres, für das ab 1. Januar 1988 Erziehungsö6 

gewährt wird, ist eine Arbeitsplatzgarantie für denjenigen Elternteil zu gewährleiste, 
der sich vorrangig der Betreuung und Erziehung des Kindes widmet. Dies wird den ^ 
beitgebem dadurch erleichtert, daß sie zeitlich befristete Arbeitsverträge mit andere 

Arbeitnehmern abschließen können. 
Die Eltern sollen frei entscheiden, wer von beiden beim Kind bleibt und das Erziehung 
geld erhält. Teilzeitarbeit beim bisherigen Arbeitgeber sollte dem Elternteil, der das *. 
ziehungsgeld erhält, bis zu einer Grenze von 20 Stunden pro Woche möglich sein- ^ 
Sozialleistungen wie Sozialhilfe und Wohngeld darf das Erziehungsgeld nicht angerec 

net werden. 
Erziehungsurlaub und Erziehungsgeld dürfen nicht zu Nachteilen bei der sozialen SicJ1 

rung führen. Mitglieder der gesetzlichen Krankenversicherung, die Erziehungsge'^, 
Anspruch nehmen, werden für diese Zeit beitragsfrei in der gesetzlichen KrankenveJ 
cherung weiterversichert. Um Nachteile in der Arbeitslosenversicherung auszuscH^ 
Ben, erweitert sich die Rahmenfrist um die Zeitdauer, in der Erziehungsgeld bezo0 
wird. 

11. Viele Frauen werden nicht nur als Mutter gefordert, sondern pflegen und betre
w$- 

zugleich Eltern und Angehörige. Diese Leistung wird von der Gesellschaft noch zu 
nig gewürdigt. j. 
Um die Frauen zu entlasten, sollen sich die Männer an dieser Aufgabe beteiligen, r* 
lien, die einen Pflegebedürftigen zu Hause versorgen möchten, muß so geholfen • * 
den, daß sie dies auch dauerhaft tun können. Ambulante Versorgung hat grundsätz   , 
Vorrang vor einer stationären. Die Pflege in der häuslichen Umgebung ist in der Pe 

menschlicher und sinnvoller, weil der Pflegebedürftige weiter in der gewohnten um 
bung leben kann und seine bisherigen sozialen Bindungen erhalten bleiben. Sozia 
tionen können die Angehörigen bei solchen Betreuungsaufgaben unterstützen, zu 
nen diese selbst nicht in der Lage sind. 
Um die Pflege in der familiären Umgebung zu ermöglichen, ist es außerdem notweno ' 

— die personelle Situation in sozialen Diensten zu verbessern, indem dort dem Be 
entsprechend zusätzliche Dauerarbeitsplätze eingerichtet werden; 
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lrr> Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung die erforderliche Hilfe zu leisten, 
mc?

n eir,e betreuende Person die Pflege wegen Krankheit, Entbindung oder Kur nicht 
^fortsetzen kann; 

ffieh 'e Wonnun9sbauförderung so zu verändern, daß die Aufnahme von Eltern nicht 
nr an deren Einkommenshöhe scheitert; 

^e"nem Bauherrn für jeden Eltern- oder Großelternteil, den er in den Haushalt aufneh- 
n WH, ein Familienzusatzdarlehen zu gewähren; 

h-?en besonderen Aufwand für Familienangehörige durch steuerliche Entlastungen zu 
erucksichtigen. 

2j" 
Die Novellierung des Ehescheidungsrechts darf nicht die Rückkehr vom Schuldprin- 

steh Ur Fo'9e naben. Das Institut des Versorgungsausgleichs bleibt in der Substanz be- 
sor'en ^'e in c'er Ehezeit von beiden Ehegatten erworbenen Anwartschaften und An- 
aufÜChe auf A|terssicherung müssen bei der Scheidung zur Hälfte auf beide Ehepartner 
tjQL . e''* werden. Frauen und Männer, die wegen der Kindererziehung ihre Erwerbstä- 
tig e,t aufgegeben oder eingeschränkt haben, müssen sich auch nach einer Scheidung 
^ auf verlassen können, daß ihnen keine zeitliche Begrenzung des Unterhaltes zuge- 

et wird und sie nicht auf den Arbeitsmarkt verwiesen werden. 

,e Situation der älteren Frauen 
13,   rs 
stün er Anteil der Frauen über 60 Jahre wird weiter ansteigen. Die Erfahrungen und Lei- 
Wir ?en a'terer Frauen werden in unserer Gesellschaft zu wenig geschätzt und genutzt. 
g6g 

rauchen mehr Begegnung und Austausch zwischen den Generationen, um mehr 
en^

nseiti9e Achtung und Verständnis für die unterschiedlichen Lebenssituationen zu 
9erJCkeln" Aktivitati Lebensfreude und Sinnerfüllung sind nicht nur Merkmale der Ju- 
(U    ' s°ndem können gerade auch im Alter gefunden werden. 

Unjv
U können ein erweitertes Bildungsangebot, zum Beispiel von Volkshochschulen und 

p6n ®rsitäten, für Seniorinnen und Senioren sowie die Förderung von Selbsthilfegrup- 
Scrtrvtf'tragen' D'eS erleicntert äderen Frauen, das Alter als einen neuen Lebensab- 
iride ZU be9reifen, in dem sie ihre Interessen und Lebensziele verwirklichen können; 
9ern ^ S'e inre Erfahrungen in einer ehrenamtlichen Tätigkeit oder einem sozialen Enga- 
Hen 6nt aucn niJtzen und so die gesellschaftlichen Verhältnisse aktiv mitgestalten kön- 

^ Us'ändi3che Frauen und Mädchen 
r6r 

Us'ändische Frauen und Mädchen aus fremden Kulturkreisen haben es oft schwe- 
if s deutsche Frauen, ihr Leben nach eigenen Vorstellungen zu gestalten. Dies gilt 
der R

Sor»dere für die Nichterwerbstätigen unter ihnen. Weil die ausländischen Männer in 
"srt p9el die Kontakte außerhalb der Familie wahrnehmen, sind ihre Frauen sozial iso- 
gen' 

Ur ausländische Mädchen kommt erschwerend hinzu, daß sie oft die Vorstellun- 
gen 6r ^'tern m'* 'nrer eigenen Lebensplanung nur schwer vereinbaren können. 
Prau

ngs" ur>d Freizeitangebote sollen dazu beitragen, die Isolierung ausländischer 
^UeT scnrittweise zu überwinden und ihnen mehr Selbständigkeit zu ermöglichen. 
96fti^ntreffPunkte oder Kurse ausschließlich für Frauen und Mädchen sind besonders 

weil solche Einrichtungen auch von ihren Familien akzeptiert werden. Auslän- 
56«i9net, 
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dische Frauen wenden sich mit ihren Problemen eher an ihre Landsleute als an deu' 
sehe Beratungsstellen. In bestimmten Beratungsstellen sollten deshalb mehr ausländ' 
sehe Fachkräfte arbeiten. 
Die geltenden Bestimmungen des Ausländerrechts schaffen ungewollte Härten für sp8' 
ter zugezogene Ehefrauen und Kinder, wenn es zur Trennung, Scheidung oder zum ~° 
des Ehepartners kommt. Das Ausländerrecht muß mit dem Ziel geändert werden, daß' 
diesen Fällen nicht mehr zwangsläufig die betroffene Frau ausgewiesen wird. 

Gleichwertigkeit der Arbeit in Beruf und Familie 
15. Wir brauchen ein neues Verständnis von Arbeit. Arbeit ist nicht nur Arbeit und L«J 
stung, ist nicht nur Leistung, wenn sie im Rahmen der Erwerbsarbeit erbracht werde)• 
Arbeit gibt es nicht nur im Erwerbsleben, sondern auch in der Familie, im sozial8 

Dienst und im öffentlichen Leben. Die Arbeit in diesen Bereichen ist derjenigen im Ber 
gleichwertig und muß deshalb entsprechend ihrer gesellschaftlichen Bedeutung an8 

kannt werden. 
Ein wichtiger Beitrag dazu wurde von der Bundesregierung mit den Beschlüssen üb8 

das Erziehungsgeld und die Anrechnung von Erziehungsjabren in der Rentenversicn 
rung geleistet. Der Zeitraum für das Erziehungsgeld soll in der Zukunft stufenweise au 

geweitet werden. , 
Um die Gleichwertigkeit der Arbeit im Beruf und in der Familie zu dokumentieren, $0.^ 
ten bis 1987 vom Statistischen Bundesamt Kriterien für die Bewertung der Tätigkeiten 
Haushalt und Familie entwickelt und die Ergebnisse in der volkswirtschaftlichen G 

samtrechnung gesondert ausgewiesen werden. 

Vereinbarkeit der Arbeit in Beruf und Familie 
16. Um den Preis der Doppelbelastung und unter Verzicht auf Gleichberechtigung ' 
Berufsleben haben Frauen bisher versucht, Beruf und Familie miteinander zu verein^. 
ren. Noch werden Hausarbeit und Kinderbetreuung weitgehend von den Frauen ge'ee 

stet, nicht zuletzt deshalb, weil es oft an der Bereitschaft der Männer mangelt, zu Hau 

partnerschaftlich mitzuarbeiten. Außerdem fehlen die rechtlichen und sozialen Vorau 

Setzungen für eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Die Partnerschaft!'0 

Arbeitsteilung ist eine Grundvoraussetzung zur besseren Vereinbarkeit von Beruf ü 

Familie für Mann und Frau. Immer mehr junge Männer wollen, daß ihnen der Lebe% 
und Wirkungsbereich der Familie ebenso wie die Erwerbstätigkeit offensteht, was a«^ 
den Wünschen und Bedürfnissen der Kinder entspricht. Frauen und Männer erleben I 
doch, daß die geltenden starren Arbeitszeitstrukturen der Vereinbarkeit von Arbeit 
Beruf und Familie entgegenstehen. 
17. Die CDU fordert Arbeitgeber und Gewerkschaften auf, Arbeitszeiten und Arbeits8

g 

laufe so flexibel zu gestalten, daß Väter und Mütter die Arbeit in Beruf und Familie b8 

ser vereinbaren können. Die Tarifparteien sollten Arbeitszeitverkürzungen insbesond8 

solchen Beschäftigten anbieten, die kleine Kinder zu versorgen haben. 
Die CDU fordert die Wirtschaft auf, Arbeitsplatzteilung und Teilzeitarbeit vermehrt an 
bieten und vor allem qualifizierte Teilzeitarbeitsplätze für Frauen und Männer zu sen 
fen. Bund und Länder sollen die Errichtung von Teilzeitarbeitsplätzen in der Wirtscn 
fördern. Der öffentliche Dienst muß dabei vorbildlich sein und den Spielraum für ZeiW 
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ra9e und Teilzeitarbeitsplätze, insbesondere im gehobenen und höheren Dienst, nut- 
en- Teilzeitarbeit und andere Formen flexibler Arbeitszeit dürfen berufliches Fortkom- 

men und soziale Sicherheit nicht gefährden. Die Nachteile, die Teilzeitbeschäftigte bei 
r
ariflich vereinbarten Lohnzuschlägen und den gesetzlich festgelegten Sozialversiche- 
Un9sbestimmungen heute noch haben, sind abzubauen. 
ei Arbeit auf Abruf muß die Abrufzeit durch eine gesetzliche Regelung eingegrenzt 
erden. Arbeitsverträge für geteilte Arbeitsplätze sollten nach dem Mustervertrag der 
üU/csil-Bundestagsfraktion gestaltet werden. 
8- Aufgabe staatlicher Politik ist es, die rechtlichen und sozialen Rahmenbedingungen 
0 zu gestalten, daß die Arbeit im Beruf und die Arbeit in der Familie ohne unzumutbare 
e'astung für die Betroffenen miteinander vereinbar werden. Eltern- und Nachbar- 
Cr>aftsinitiativen sowie familienfreundliche Lebens- und Wohnformen, die der Verein- 
zelt von Beruf und Familie nützen, sind zu unterstützen. 

m insbesondere den Wünschen von Berufstätigen und Alleinerziehenden entgegenzu- 
eilen, sollten öffentliche und freie Träger familienergänzende Betreuungseinrichtun- 

j bedarfsgerecht bereitstellen. Behörden und andere öffentliche Einrichtungen soll- 
n mindestens einmal in der Woche eine längere Öffnungszeit anbieten. Bei der 1984 
^ Bundesparteitag in Stuttgart beschlossenen Überprüfung der Ladenschlußzeiten 

uß berücksichtigt werden, daß ihre Flexibilisierung es berufstätigen Frauen und Män- 
rn erleichtert, Beruf und Familie besser aufeinander abzustimmen. 

Rückkehr in den Beruf 
.  • Wahlfreiheit zwischen Beruf und Familie ist dann erreicht, wenn auch die Rückkehr 

den Beruf möglich ist. Dieses Problem betrifft in erster Linie die Frauen. Viele Frauen 
0|len vorübergehend ihre Berufstätigkeit unterbrechen oder einschränken, wenn Kin- 
er kommen, und sie wieder fortsetzen, wenn die Kinder groß genug sind. Die Unsicher- 
®'t. ob sich die geplante Rückkehr in den Beruf später auch verwirklichen läßt, führt da- 

• daß Frauen zögern oder ganz darauf verzichten, ihre Erwerbstätigkeit zu unterbre- 
P er> und daß Männer eine Unterbrechung erst gar nicht in Erwägung ziehen. Nur wenn 

auen und Männer möglichst reibungslos auf qualifizierte Arbeitsplätze zurückkehren 
nr<en und nicht auf geringerwertige und schlechtbezahlte Tätigkeiten verwiesen wer- 

,n- ist Wahlfreiheit vor und nach einer Zeit ausschließlicher Arbeit in der Familie gege- 

" lrr> Jahr 1969 sind mit dem von der CDU geschaffenen Arbeitsförderungsgesetz 
m ersten Mal auch Kurse zur beruflichen Wiedereingliederung der Frauen gefördert 

len, die aus dem Erwerbsleben ausgeschieden waren. Die CDU fordert, das Ar- 
'tsförderungsgesetz zu einem wirksamen Instrument für die Chancenverbesserung 

<j r Berufsrückkehr von Frauen und Männern auszugestalten. Die Mittel für Arbeitsför- 
P Ungsmaßnahmen müssen so gewichtet werden, daß die Wiedereingliederung von 
, uen und Männern in das Erwerbsleben wirkungsvoller als bisher unterstützt werden 
Sollt1 Frauen und Männer, die um der Kinder willen die Erwerbstätigkeit unterbrechen, 
1^ ter» auch dann Leistungen für Fortbildung und Umschulung in Anspruch nehmen 
be nen' Wenn sie nicht innerhalb einer bestimmten Rahmenfrist versicherungspflichtig 
bot°

naftigt waren. Außerdem sind berufliche Weiterbildungs- und Umschulungsange- 
e *n Teilzeitform in die finanzielle Förderung einzubeziehen. Arbeitsbeschaffungs- 
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maßnahmen sollen auch von Frauen und Männern in Anspruch genommen werden kön- 
nen, die nach einer Zeit der Familientätigkeit in den Beruf zurückkehren wollen. Einar- 
beitungszuschüsse sind verstärkt für Väter und Mütter bereitzustellen, die in die Er- 
werbstätigkeit zurückkehren wollen. 

21. Maßnahmen und Angebote zur Berufsrückkehr dienen dazu, vorhandene Kenntnis- 
se aufzufrischen und auf neue Tätigkeiten vorzubereiten. Sie müssen besser auf die fa' 
miliären Aufgaben der Teilnehmer abgestimmt sein. Verbände, Träger der Erwachsenen- 
bildung und Betriebe sollen Kurse zur beruflichen Wiedereingliederung für Frauen an- 
bieten. Der öffentliche Dienst ist in besonderer Weise gefordert, berufliche Wiederein- 
gliederungsprogramme durchzuführen. Die Arbeitsämter müssen verpflichtet werden, 'n 

ihrer Beratungs- und Vermittlungstätigkeit einen Schwerpunkt auf die Berufsrückkehr 
von Frauen zu setzen. Private und öffentliche Arbeitgeber sollten Frauen während ihrer 
Arbeit in der Familie den Kontakt zum Beruf ermöglichen, zum Beispiel durch Urlaubs- 
vertretung und Fortbildung. Angebote von Einrichtungen, die Frauen die Rückkehr in 
das Erwerbsleben erleichtern, sollen ideell und finanziell unterstützt werden. Eine er- 
folgreiche Förderung der Berufsrückkehr in den 80er Jahren wird sich in den 90er Jah- 
ren als richtige Investition für unsere Gesellschaft erweisen. 

III. Frauen im Berufsleben 
22. Die CDU erwartet von der Wirtschaft, daß sie qualifizierten und leistungsbereiten 
Frauen gleich gute Arbeitsplätze anbietet wie Männern. Es widerspricht dem Grundsatz 
der Gleichberechtigung, wenn auf dem Arbeitsmarkt qualifizierte Arbeitsplätze mit gu' 
ten Aufstiegschancen und guter Bezahlung in erster Linie Männern, aber weniger qua"' 
fizierte Arbeitsplätze in erster Linie Frauen angeboten werden. 

Bildung, Ausbildung, Berufsbildung 
23. Frauen haben im Vergleich zu Männern eine geringere Auswahl an Ausbildung5' 
und Arbeitsplätzen. Obwohl junge Frauen eine gleich gute Allgemeinbildung haben W'0 

junge Männer und teilweise sogar bessere Abschlüsse erzielen, sind sie in der beruf"' 
chen Ausbildung und im Berufsleben benachteiligt. Es besteht noch immer ein für Man' 
ner und Frauen geteilter Ausbildungs- und Arbeitsmarkt. Diese Benachteiligung v°n 

Frauen kann beseitigt werden, wenn die traditionellen Berufsorientierungen überwun' 
den werden, wenn Mädchen und junge Frauen in der Ausbildung die gleichen Chance*1 

wie junge Männer haben und Frauen den gleichen Zugang zu Berufen und die gleiche*1 

Aufstiegschancen erhalten. Die Regelungen des arbeitsrechtlichen EG-AnpassungsQ6' 
setzes müssen durch veränderte gesetzliche Vorschriften und Sanktionen erreichen- 
daß Stellenangebote für Männer und Frauen ausgeschrieben werden. Frauen dürfen be1 

Bewerbungen nicht wegen ihres Geschlechts abgelehnt werden. 

24. Die Hälfte aller Ausbildungsplätze wird ausschließlich Jungen angeboten. Viele djjjj 
von Mädchen bevorzugt besetzten Ausbildungsgänge sind kürzer und weniger qualify 
ziert als die Ausbildungsgänge in traditionellen Männerberufen. Dadurch wird deren be^ 
rufliche Perspektive hinsichtlich der Aufstiegsmöglichkeiten und der Bezahlung eincj0' 
s; hränkt. 
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?.'e An9ebote der dualen Berufsausbildung und der vollzeitschulischen Ausbildungs- 
9ange müssen Mädchen wie Jungen offenstehen. Frauen sollten sich an zukunftsträch- 
'9en Berufsfeldern und qualifizierten Berufsanforderungen orientieren. Eine Verbesse- 

rung des Familienlastenausgleichs, die die Ausbildungsförderung mit umfaßt, soll es 
titern erleichtern, auch Mädchen eine qualifizierte Ausbildung zu ermöglichen. 

*5« Eltern, Erzieher, Bildungs- und Berufsberater, Ausbilder sowie junge Frauen selbst 
neben häufig noch eine traditionelle Berufsorientierung. Frauen werden zu wenig in da- 
von abweichenden Berufswünschen unterstützt und auch zu selten auf neue Berufswe- 
9e hingewiesen. Deshalb sollten in Schulbüchern, Unterrichtsmaterialien und Lehrplä- 
nen neue Berufe beschrieben und ein Unterricht eingeführt werden, der die Berufswahl 
^leichtert. Die Berufsberatung hat die Aufgabe, Mädchen und Jungen unter Einbezie- 

ung der Eltern möglichst frühzeitig über alle Berufe zu informieren. Betriebe sollten 
rauen verstärkt Praktika in Berufen anbieten, die bisher als untypisch für Frauen gal- 

en. Die Erfahrung hat gezeigt, daß sich Mädchen und Frauen auch in technischen Beru- 
Ten bewährt haben. 

^auenarbeitslosigkeit 
p- Frauen sind stärker von Arbeitslosigkeit betroffen als Männer: Die Arbeitslosenquo- 
J der Frauen liegt deutlich über der Quote der Männer. Besonders auffallend im Ver- 

9 eich zu den Männern ist die große Zahl arbeitsloser Frauen, die eine Teilzeitbeschäfti- 
^Un9 suchen. Frauen streben eine Teilzeittätigkeit an, weil so Beruf und Familie besser 

u vereinbaren sind. Die Frauenarbeitslosigkeit hat auch ihre Ursache in dem veränder- 
en Erwerbs- und Bildungsverhalten und einer weiter wachsenden Zahl von Frauen, die 
acn der Zeit, in der sie sich vordringlich der Familie gewidmet haben, ins Erwerbsleben 

2urückkehren wollen. 
/|! Rahmen der regionalen Wirtschaftsförderungs-, Beschäftigungs- und Strukturpolitik 

ussen Fördermittel verstärkt in solchen Gebieten eingesetzt werden, in denen zu we- 
9 Ausbildungs- und Arbeitsplätze angeboten werden. Die Mittelvergabe sollte dazu 
eitragen, insbesondere mehr Frauen durch berufliche Weiterbildung oder Umschulung 
°ner zu qualifizieren. Selbsthilfeprojekte von Frauen können neue Beschäftigungs- 
°9lichkeiten erschließen und sollten in die staatliche Förderung einbezogen werden. 

• Die Mehrzahl der erwerbstätigen Frauen wird auch in absehbarer Zukunft in den so- 
genannten Frauenberufen arbeiten. Die materiellen Nachteile, die Frauen in diesen Be- 

ten haben, sind bekannt. Der Grundsatz, gleicher Lohn für gleichwertige Leistung, 
uß überall durchgesetzt werden. Bisher in der Bezahlung unberücksichtigte Qualifika- 
nen, Kompetenzen und Leistungen, die für Frauenarbeitsplätze typisch sind, müssen 
dlich anerkannt werden. Die CDU fordert die Tarifpartner auf, neue Bewertungskrite- 
n für die Lohnfestsetzung zu erarbeiten und in die Tarifverträge aufzunehmen. 

r&uen und neue Technologien 
' uer Einsatz neuer Technologien eröffnet neue Chancen für berufstätige Frauen, 

Hol ? aber aucn zusatz,icne Probleme. Frauen werden von der Einführung neuer Tech- 
a °9ien härter betroffen, da sie heute noch vorwiegend Tätigkeiten ausüben, die eher 

°rnatisierbar sind. Dies gilt in den Arbeitsbereichen Büro, Verwaltung und Dienstlei- 
n9 ebenso wie in der Produktion. Durch die Entwicklung und Anwendung neuer 
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Technologien können aber auch qualifizierte neue Arbeitsplätze geschaffen werden- 
Weil der Anteil der Frauen in diesen Tätigkeitsbereichen noch gering ist, sind besondere 
Bildungs- und Weiterbildungsmaßnahmen zur Vorbereitung auf solche qualifizierte und 
zukunftsorientierte Tätigkeiten anzubieten. 
Die neuen Technologien bieten neue Chancen zur Flexibilisierung der Arbeitszeit und 
können die Doppelbelastung durch Berufstätigkeit und Familie vermindern. Bestimmte 
berufliche Tätigkeiten sind zunehmend auch zu Hause oder in Nachbarschafts- und Re' 
gionalbüros möglich. Solche Organisationsformen sind arbeits- und sozialrechtlich den 
herkömmlichen Beschäftigungsformen gleichzustellen. 
29. In der Schule und in der beruflichen Ausbildung sollen Mädchen stärker mit Natur- 
wissenschaften und Technik vertraut gemacht werden. Ein Schwerpunkt ist der Urfl' 
gang mit Computern. Mädchen müssen genauso wie Jungen ein Grundverständnis der 

neuen Technologien erwerben, weil diese Kenntnisse in Zukunft für die meisten beruf'' 
chen Tätigkeiten von großem Wert sein werden. 

Verbesserte Aufstiegschancen für Frauen 
30. Frauen haben immer noch geringere Zugangschancen zu qualifizierten Tätigkeiten 
und zukunftsträchtigen Berufsfeldern. Bei manchen Arbeitgebern bestimmen imrner 

noch überholte Vorstellungen von der Rolle der Frau die Entscheidungen über die E'n' 
Stellung, Beförderung und Weiterbildung von Arbeitnehmern. Frauenförderungspläne in 
Unternehmen, die durch Anreize des Staates oder der Tarifpartner gefördert werden 
können, verbessern die Zugangschancen von Frauen zum Arbeitsmarkt, erweitern qua' 
lifizierte Tätigkeitsfelder für Frauen und verschaffen ihnen bessere Aufstiegsmöglichkei' 
ten. Diese Förderungsmaßnahmen sollen den Frauen bessere Chancen eröffnen, ihre 

Fähigkeiten und Leistungen im Unternehmen zu entfalten. Die deutschen Unternehmen 
sollten die guten Erfahrungen nutzen, die in den USA mit derartigen Frauenförderung5' 
planen (affirmative actions) gemacht worden sind. 
Frauenförderungspläne sollen in Zusammenarbeit von Geschäftsleitung und Betriebst 
erarbeitet werden und auf der Grundlage einer Bestandsaufnahme verbindliche Zie'e 

und Maßnahmen festlegen. Für den öffentlichen Dienst sollen grundsätzlich Frauenföf 
derungspläne mit Berichtspflicht eingeführt werden. 

IV. Frauen in Politik und Gesellschaft 
31. Es ist das Verdienst der Frauenbewegung, in den letzten 100 Jahren die rechtliche 
und soziale Gleichstellung der Frau durchgesetzt zu haben. Das politische Interesse &{ 

Frauen ist heute — entgegen einer weitverbreiteten Meinung — nicht geringer als da5 

der Männer. Die zahlreichen Aktivitäten von Frauen in Parteien, Organisationen und in' 
itiativgruppen belegen das gewachsene Interesse der Frauen an politischen und gese"' 
schaftlichen Themen. Frauen haben neue Themen und Konzepte in die politische Di5' 
kussion eingeführt und auf Fehlentwicklungen in unserer Gesellschaft aufmerksam 9e' 
macht. Frauenverbände und auch feministische Gruppen haben das Bewußtsein für die 
Selbstbestimmung der Frau und ihre Leistungen in der Gesellschaft hervorgehoben und 
wichtige Anstöße für Politik und Wissenschaft gegeben. Die Mitarbeit von Frauen in P°" 
litik und Gesellschaft ist daher unverzichtbar. 
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^sellschaftspolitisches Engagement und ehrenamtliche 
•atigkeiten 

• Gesellschaftspolitisches Engagement und ehrenamtliche Tätigkeiten von Frauen 
G Männern sind für eine moderne, pluralistische Gesellschaft unverzichtbar. Obwohl 
auen am öffentlichen Leben in den letzten Jahren intensiver teilnehmen, ist ihr Einfluß 
aer Gesellschaft immer noch höchst unbefriedigend. Selbst bei ehrenamtlichen Tätig- 
ten werden Führungspositionen nicht selten von Männern besetzt, und die ausfüh- 
ren Arbeiten werden von Frauen geleistet. 
Ehrungen aus der Familienarbeit, die für viele Gremien sehr nützlich wären, werden 

cnt angemessen berücksichtigt. Frauen sind im öffentlichen Leben nicht zuletzt des- 
D unzureichend vertreten, weil für viele Beratungs- und Entscheidungsgremien eine 

estimmte berufliche Position als erforderlich angesehen wird, die Frauen häufig noch 
nt haben. Um so wichtiger ist es, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß qualifi- 

erten Frauen der berufliche Aufstieg erleichtert wird. 
tp6 ^nerl<ennung ehrenamtlicher Tätigkeiten in Stadt-, Gemeinde- und Kreisparlamen- 

n sowie bei Gerichten sollte dadurch verbessert werden, daß auch Nichterwerbstätige 
en verbindlichen Anspruch auf eine angemessene Entschädigung erhalten, die sich 

m verdienstausfall für Selbständige orientiert. 
sere Welt wäre arm, wenn Frauen und Männer ihren Nachbarn, alten, kranken und 
Rinderten Mitmenschen nicht freiwilig helfen würden. Der Staat sollte Hilfen zur 
Dsthilfe geben. Für ehrenamtliche Tätigkeiten im sozialen Bereich sollen deshalb 
Verliehe Entlastungen ermöglicht oder Mittel zur Verfügung gestellt werden, die der 
nlung freiwilliger Beiträge zur Rentenversicherung dienen. Diese Tätigkeiten sollten 
°n die Möglichkeiten bieten, sich beruflich neu zu qualiflizieren. 

• Die CDU begrüßt die gesellschaftspolitische Arbeit von Frauenverbänden. Die CDU 
"olgt das Ziel, die Arbeit der Frauenverbände über die bestehende Anerkennung der 
^einnützigkeit hinaus als besonders förderungswürdig anzuerkennen. Dadurch wer- 
n diese Verbände dazu berechtigt, steuerbegünstigte Spenden selbst in Empfang zu 

Q   men. Dies kann ihre Finanzierung wesentlich erleichtern. Auch autonome Initiativ- 
uPpen bieten Engagementmöglichkeiten und Hilfen für solche Frauen, die bewußt ei- 
Alternative zu traditionellen Organisationsformen suchen. 

deiche Chancen in der Politik 

• Jede Demokratie ist auf die politische Mitwirkung ihrer Bürger und Bürgerinnen an- 
Riesen. Partnerschaft in der Politik bedeutet, daß Männer die fachlichen Kenntnisse, 

tis |"e^enser^anrun9 uncl das Urteilsvermögen von Frauen als unverzichtbar für die poli- 
' Cr,e Entscheidungsfindung begreifen. Die starke zeitliche Belastung von Frauen 

.  rcr> Kindererziehung und Hausarbeit oder durch Doppelarbeit in Beruf und Familie 
6rnrnt ihre aktive politische Mitarbeit. 

, Zahl der weiblichen Mitglieder in den politischen Parteien ist in den letzten Jahren 
n*inuierlich gestiegen, ihr Anteil an Führungspositionen allerdings nicht. Eine ange- 
ssene politische Beteiligung der Frauen kann nur erreicht werden, wenn Vorurteile 
9ebaut werden und in den Parteien ein Klima der Offenheit entsteht, das Frauen er- 
''9t, sich aktiver zu beteiligen. Die Parteigliederungen sind aufgefordert, neue For- 
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men der innerparteilichen Willensbildung und politischen Arbeit zu finden, die einen $0' 
ßeren Kreis unserer Bürgerinnen und Bürger ansprechen. 
35. Die Beteiligung von Frauen in politischen Gremien muß auf jeden Fall weit über d'6 

Berücksichtigung einer „Alibifrau" hinausgehen. Die CDU fordert die Bundesregierung 
und die Landesregierungen auf, bei der Besetzung von Gremien und leitenden Posit'0' 
nen Frauen stärker zu berücksichtigen. Es ist die gemeinsame Aufgabe von Mannet 
und Frauen, das krasse Mißverhältnis zwischen der Mitgliederstärke der Frauen in P*1' 
teien und der Zahl weiblicher Mandats- und Funktionsträger zu beseitigen. Der Partei^ 
fordert den Bundesvorstand auf, Vorschläge zu erarbeiten, wie der Einfluß der Frauen' 
der CDU gestärkt werden kann. Der Generalsekretär soll über die Verwirklichung de 

Leitsätze zur Frauenpolitik der CDU künftig regelmäßig auf den Bundesparteitagen &e 

richten. Die innerparteilichen Nominierungsverfahren sollen entsprechend dem Mann' 
heimer Parteitagsbeschluß von 1975 dadurch in geeigneter Weise verbessert werde*1' 
daß vor einer Entscheidung über die Direktkandidaten für Parlamente das Votum de 

Parteimitglieder eingeholt wird. Die Möglichkeit zur Briefwahl muß dazu geschaffen Vet 

den. 
36. Den Bürgern soll mehr demokratische Mitsprache ermöglicht werden. Deshalb f°r 

dert der Bundesparteitag die CDU/CSU-Bundestagsfraktion sowie die CDU-Fraktion« 
in den Landtagen und Bürgerschaften auf — wie im Wahlprogramm der Union von 1^ 
beschlossen —, zu prüfen: Welche Veränderungen des Wahlrechts können dem Wäh|e 

Möglichkeiten geben, durch seine Stimmabgabe die bei Listenwahlen von den Parte'6 

vorgegebene Reihenfolge der Kandidaten zu ändern. Solche Änderungen des Wen 

rechts verbessern auch 'die Wahlchancen weiblicher Kandidaten. 

Frauen in Forschung und Lehre 
37. Der Anteil der Frauen unter den Studierenden an deutschen Hochschulen entspr'c 

fast dem der Männer. Aber ihr Anteil an den wissenschaftlichen Mitarbeitern und ^°°, 
schullehrern ist demgegenüber äußerst gering. Die CDU fordert Hochschulen und W 
tusminister auf, das große Angebot qualifizierter weiblicher Bewerber für Positionen ' 
Forschung und Lehre bei Einstellungen und Berufungen entsprechend zu berücksicn 
gen. An den Hochschulen sollen deshalb von den jeweiligen Entscheidungsgrem'« 
Kommissionen gebildet oder Beauftragte berufen werden, die mit entsprechend 
Kompetenzen ausgestattet sind. 
Frauen und Männer, die sich eine Zeitlang ganz der Familie widmen, haben auch an de

(. 
Hochschulen schlechtere Aufstiegschancen. Deshalb müssen die Fristen, die für Qü* 
fikation, Stellenbesetzung, Stipendien und Weiterbildungsmöglichkeiten gelten, so* 
die Altersgrenzen für die Übernahme in das Beamtenverhältnis für diese Personen9rüP 

pe durch flexiblere Bestimmungen ersetzt werden. 
38. An den Hochschulen werden in Forschung und Lehre die Probleme der Frauen 
wenig berücksichtigt. Forschung hat auch die Aufgabe, sich mit der Situation der Fra 

en in unserer Gesellschaft zu befassen und ihre kulturellen und gesellschaftlichen L 
stungen aufzuarbeiten und zu dokumentieren. Sie sollte auch Konzeptionen zur Bese 
gung der Benachteiligung von Frauen sowie zur Verwirklichung von mehr Partnerscn 
zwischen Mann und Frau in sämtlichen Lebensbereichen entwickeln. 
Die Vielzahl frauenpolitischer Aktivitäten und die Untersuchungen in der noch Jun^. 
Disziplin der Frauenforschung müssen anerkannt, die Forschungsarbeit muß besser • 
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'Jutionell abgesichert und intensiver dokumentarisch erfaßt werden. Darüber hinaus 
°llte die Frauenforschung an Hochschulen und an Forschungseinrichtungen außerhalb 
er Un'versitäten zu einem anerkannten Forschungsschwerpunkt werden. 
In erster wichtiger Schritt war die Errichtung des Instituts „Frau und Gesellschaft" in 
annover, das vom Land Niedersachsen getragen wird. Die CDU fordert die Bundesre- 

9|erung und die Landesregierung auf, dieses Institut mitzutragen und es zu einer Koor- 
•nierungsstelle für die bundesdeutsche Frauenforschung und -dokumentation auszu- 

bauen. 

r*uen in den Medien und in der Werbung 
• ^ührungspositionen in den Medien werden weitgehend von Männern besetzt, wäh- 

®nd Frauen meistens untergeordnete Tätigkeiten ausüben. Auch in den Aufsichtsgre- 
p,en sind Frauen weit unterrepräsentiert. Die CDU fordert, daß bei Presse, Hörfunk und 

rr>sehen Frauen bei der Besetzung von leitenden Positionen und Aufsichtsgremien 
D

er öffentlich-rechtlichen Anstalten und privater Sender stärker berücksichtigt werden. 
Ie öffentlich-rechtlichen Anstalten sollten wie der öffentliche Dienst Frauenförderungs- 
ane ausarbeiten und durchsetzen. 

p'
e Berichterstattung und Aufklärung der Medien über die besonderen Probleme der 

re
au in der Ehe, Familie, Beruf und Gesellschaft sowie über ihr Selbstverständnis sind unzu- 
'°hend. Die CDU betrachtet es als eine Chance der privaten Anbieter von Rundfunk- 

u Ferr>sehsendungen, sowohl in der Programmgestaltung als auch bei der Besetzung 
w ender Positionen neue Akzente zu setzen, die den Erwartungen von Frauen gerecht 
werden. 

jj * .^örtjung, die Frauen diskriminiert, ist auch in unserer Gesellschaft noch weit ver- 
veTet" Sie vermitte,t häufig ein herabwürdigendes Bild der Frau als Sexualobjekt und 
halt* ihre Menschenwurde; sie nalt aucn an einem überholten Bild der Frau im Haus- 
ve fest' wo°ei die Frau häufig als unselbständiges Wesen dargestellt wird. Die CDU 
• rurteilt frauendiskriminierende Werbung und fordert, die Methoden der Selbstkontrol- 
ö2u verbessern. 

eWalt gegen Frauen 
^ ' Die körperliche und seelische Mißhandlung von Frauen und Mädchen wurde lange 
ü '^ bagatellisiert oder verschwiegen. Dieses Thema darf nicht länger tabuisiert werden. 
d d* immer noch bestehenden Vorurteile gegenüber den Opfern, auch auf der Seite 
ry,r °er>örden und Gerichte, müssen beseitigt werden. Dazu sind gezielte Fortbildungs- 

'nahmen von Polizei, Justiz und Ärzteschaft notwendig, damit diese ihrer Aufgabe 
de9t»nUber den °Pfem besser gerecht werden könnten. Auch eine breite Aufklärung 
ö.r Bevölkerung ist erforderlich. 
lyu CDu ordert, daß bei Strafprozessen wegen Vergewaltigung und Sexualdelikten die 
5 Ql'chkeit des geltenden Rechts, die Öffentlichkeit auszuschließen, im Interesse der 
stä

r°ffenen großzügiger angewendet wird. Der Persönlichkeitsschutz des Opfers muß 
Schi betont werden. Formfehler, die dem Gericht im Zusammenhang mit dem Aus- 
rne.uß der Öffentlichkeit unterlaufen, dürfen künftig kein absoluter Revisionsgrund 
nQ     Sein. Darüber hinaus sollten die betroffenen Frauen die Möglichkeit nutzen kön- 

• als Nebenkläger aufzutreten. 
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42. Es ist engagierten Frauen zu verdanken, daß das Problem der Gewalt gegen Frau 
öffentlich diskutiert wird und daß zahlreiche Frauenhäuser und Aufnahmeheime 
Frauen existieren, in denen betroffene Frauen und Kinder Schutz suchen könne 
Frauenhäuser sollen und können die Arbeit zahlreicher anderer Einrichtungen nicht e 
setzen. Viele Frauenhäuser leisten aber gute Arbeit, vor allem durch Selbsthilfe und e 
renamtliches Engagement. Deshalb muß bewährte Frauenhausarbeit gefördert werdöj 
Frauenhausarbeit sollte in enger Zusammenarbeit mit den Sozial- und Jugendamt6 

geleistet werden, um die Aufklärung, Beratung und Betreuung der Frauen zu erleid 
tern. 
Neben der Sicherung des Lebensunterhaltes von Frauen und Kindern durch das ßü 

dessozialhilfegesetz ist eine institutionelle Finanzierung von bewährten Frauenhäuse 
durch Länder und Kommunen sowie die Finanzierung der notwendigen fachkundig 
Beratung und Nachbetreuung bis hin zur Wohnungs- und Arbeitsvermittlung für die 0 
troffenen erforderlich. Nur so ist die Existenz dieser Einrichtungen auf Dauer gesichert- 

Gleichberechtigung verwirklichen 
43. Das Ziel der Gleichberechtigung im Lebensalltag ist nur zu erreichen, wenn die P° 
tisch Verantwortlichen und die großen gesellschaftlichen Gruppen dies als ihre gem6 

same Aufgabe verstehen. Die CDU fordert, auf Bundesebene ähnlich der konzertiert 
Aktion eine Institution zu schaffen, in der unter anderem die Frauenverbände, die 
beitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen, die Kirchen und die Parteien vertr® je. 
sind, um die Verwirklichung der Gleichberechtigung von Mann und Frau zu fördern- D 

se Institution soll einmal im Jahr einen Bericht über den Stand der Gleichberechtigt 
in der Bundesrepublik Deutschland vorlegen. Es ist zu prüfen, ob derartige Institution 
auch auf Landes- und kommunaler Ebene sinnvoll sind. 
Auf Bundes- und Landesebene sind gute Erfahrungen gemacht worden mit Stellen > 
nerhalb der Verwaltung, die sich speziell mit Frauenfragen beschäftigen. Solche Stei 
sollen daher auch in Landkreisen und Städten eingerichtet werden. 
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